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Vertrauensverluste 
und Polarisierung

Wenn eine Partei an Zustimmung verliert, set-
zen intern und extern kontroverse Debatten
über Ursachen und Verantwortung ein. Beide
Volksparteien sind zurzeit Gegenstand solcher
Diskussionen, die SPD bereits seit gut zehn
Jahren, die CDU erst seit einigen Monaten.
Der Rückhalt für die SPD ging ab der zweiten
Legislaturperiode der rot-grünen Koalition zu-
rück, als die anhaltende Wachstumsschwäche
und hohe Arbeitslosigkeit Reformen erzwan-
gen, die die Klientel der SPD nie von dieser
Partei erwartet hätte. Weder auf Oppositions-
bänken oder in den Regierungskoalitionen
konnte die SPD nach 2005 wieder an ihre frü-
heren Erfolge anknüpfen. Auch alle Bemü-
hungen, durch eine partielle Abkehr von der
Agenda 2010 und eine Ausweitung von Sozi-
alleistungen wieder Terrain zu gewinnen, sind
bisher gescheitert. 

Mit Blick auf den steilen Rückgang der Sym-
pathien für die CDU stellt sich die Frage, ob
auch sie einem Teil ihrer Wähler so fremd ge-
worden ist, dass die Schwächung nachhaltig
sein könnte. Die kurze Phase, in der der Rück-
halt für die CDU steil zurückging, lässt Hypo-
thesen wenig plausibel erscheinen, dass dies
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auf in den letzten Jahren geräumte Positionen
und Profilverluste insbesondere in der Phase
der großen Koalition zurückzuführen sei. Als
Beispiele werden unter anderem die Aufgabe
der Wehrpflicht, die Abkehr von der Kern-
energie, die Familienpolitik und die Zuge-
ständnisse an den Koalitionspartner bei der
Renten- und generell der Sozialpolitik ange-
führt. 

Keines der Beispiele ist letztlich überzeugend.
Die Abschaffung der Wehrpflicht wurde von
der großen Mehrheit der Bürger mitgetragen,
auch von der Mehrheit der Unionswähler.
Noch mehr gilt dies für den Ausstieg aus der
Kernenergie. Die Energiewende ist in der Be-
völkerung ungebrochen populär. In der Fami-
lienpolitik lässt sich heute kaum noch mit ver-
bindlichen Leitbildern arbeiten; die Familien
erwarten, dass der Staat Rahmenbedingungen
schafft, die es ihnen erleichtern, den Lebens-
entwurf umzusetzen, der ihrer individuellen
Situation und ihren Bedürfnissen entspricht.
Und die Umsetzung sozialdemokratischer An-
liegen wie Mindestlohn, Rente mit 63 oder
veränderte Regelungen für Leiharbeit wurde
den Unionsparteien von der großen Mehrheit
ihrer Wähler schon deshalb nicht verübelt,
weil sie diese Beschlüsse ähnlich unterstützten
wie die Anhänger der SPD. Entsprechend hielt
sich die Unterstützung für die Unionsparteien
bis in den Spätsommer letzten Jahres hinein
stabil bei über 40 Prozent. 

Die zeitliche Abfolge lässt eindeutige Rück-
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schlüsse auf die Auslöser der Sympathieverlu-
ste zu. Es war die tiefe Beunruhigung über die
Eskalation der Flüchtlingskrise, verbunden mit
der Wahrnehmung, dass die Regierung vor-
übergehend die Kontrolle über die Ereignisse
verloren hatte. Im Herbst erreichte die Besorg-
nis der Bevölkerung ihren Höhepunkt und
blieb bis zum Jahresbeginn 2016 auf hohem
Niveau. Im selben Zeitraum verloren die Uni-
onsparteien an Rückhalt: Im August 2015 er-
reichten sie zusammen noch 41,5 Prozent, im
Dezember 38,0 Prozent und im April dieses
Jahres 33,5 Prozent der Zweitstimmenwahlab-
sichten, ein Ergebnis, das sie auch zurzeit er-
zielen würden. 

Seit Jahresbeginn hat sich die Zahl der Flücht-
linge, die nach Deutschland kommen, gravie-
rend reduziert. Parallel geht auch die Besorg-
nis in der Bevölkerung kontinuierlich zurück.
Waren im Januar noch 48 Prozent der Bürger
zutiefst besorgt, sind es aktuell noch 32 Pro-
zent. Allerdings befürchtet die Mehrheit, dass
die Zahlen schon bald wieder ansteigen. Über-
durchschnittlich gehen die politisch interes-
sierten Bevölkerungskreise davon aus, dass
die Verringerung des Zustroms ein vorüberge-
hendes Phänomen ist. 40 Prozent der Bürger
glauben sogar, dass die größte Welle erst noch
bevorsteht. 

Der Rückgang der Flüchtlingszahlen wird
nicht der Politik in Deutschland oder vereinten
Anstrengungen in der EU zugerechnet, son-
dern den Grenzschließungen einzelner Länder
wie Österreich und Mazedonien. 83 Prozent
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der Bevölkerung sehen dies als wesentlichen
Grund für die Verringerung an, nur 21 Prozent
die Politik von Deutschland und der EU. Das
Zutrauen, dass sich die deutsche Regierung in-
tensiv um eine Reduzierung der Flüchtlings-
zahlen bemüht, nimmt seit Jahresbeginn konti-
nuierlich zu. Nach wie vor hat hier jedoch die
Mehrheit Zweifel. Am Jahresbeginn waren le-
diglich 15 Prozent überzeugt, dass sich die
Regierung intensiv bemüht, jetzt 38 Prozent.
Nach wie vor kritisiert die Mehrheit die
Flüchtlingspolitik der Regierung. Allerdings
schlägt dieses Urteil mit jedem Monat weniger
auf das Gesamturteil über die Politik der
Kanzlerin durch. So zog zu Jahresbeginn noch
knapp die Hälfte der Bevölkerung eine kriti-
sche Bilanz ihres generellen politischen Kur-
ses, aktuell noch 35 Prozent. 

Die Sympathien für die Unionsparteien haben
sich bisher jedoch nicht erholt. Dies hat auch
mit den internen Auseinandersetzungen der
letzten Monate zu tun, aber auch mit Einbußen
auf Feldern, bei denen die Unionsparteien im-
mer als anderen Parteien überlegen einge-
schätzt wurden. So galten CDU und CSU im-
mer als Anwalt innerer Sicherheit, als Partei,
die sich engagiert für die Bekämpfung von
Verbrechen und Terrorismus einsetzt. Vor
fünf Jahren sahen noch 56 Prozent der Bürger
die Unionsparteien in dieser Rolle, jetzt nur
noch 38 Prozent. Schon seit vielen Jahren
wächst die Besorgnis der Bürger über die Ent-
wicklung der Kriminalität und insbesondere
der Einbruchdiebstähle. Immer mehr berichten
auch von Gegenden in der näheren Umge-
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bung, die man besser meidet, wenn man sich
nicht unnötig Risiken aussetzen will. Ereignis-
se wie in der Kölner Silvesternacht tun das
Ihre dazu. Im Zusammenhang mit der Flücht-
lingswelle befürchtet die Mehrheit eine Ver-
schärfung der Probleme. Unter einer solchen
Entwicklung leidet zwangsläufig das Vertrau-
en in die Partei, die bisher mit Abstand als Ga-
rant innerer Sicherheit angesehen wurde. 

Manches erscheint der Bevölkerung unter dem
Eindruck der letzten Monate anders und dring-
licher als zuvor. Das gilt natürlich gerade auch
für die Regelung von Zuwanderung, die
Flüchtlings- und Asylpolitik. Die große Mehr-
heit votiert für ein Zuwanderungsgesetz – vie-
le allerdings in der irrigen Annahme, dass dies
generell die Zahl derjenigen, die nach
Deutschland kommen, strikt begrenzen würde.
Bis gegen Ende des vergangenen Jahrzehnts
galt die CDU als Anwalt einer restriktiven Zu-
wanderungspolitik, eine Positionierung, die in
dieser Zeit auch von weiten Bevölkerungskrei-
sen gut geheißen wurde. Mit dem steigenden
Bedarf an Arbeitskräften änderte sich die Hal-
tung in der Bevölkerung. Immer mehr setzte
sich die Einschätzung durch, dass die deutsche
Wirtschaft Zuzug insbesondere von qualifi-
zierten Kräften braucht – eine Einschätzung,
die von Wirtschaft und Politik bestärkt wurde,
auch von Politikern der Unionsparteien. Ent-
sprechend wurde die Partei immer weniger als
Anwalt einer Begrenzung der Zuwanderung
gesehen, 2008 noch von 54 Prozent, 2011 von
40 Prozent, jetzt von 34 Prozent. Dies schmä-
lerte die Akzeptanz der Unionsparteien so lan-
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ge nicht, bis die unkontrollierte Zuwanderung
im letzten Jahr von weiten Kreisen der Bevöl-
kerung als Bedrohung empfunden wurde. In
dieser Situation suchten viele einen Anwalt ei-
ner restriktiven Linie und fanden ihn weder
bei der CDU noch bei der SPD oder den Op-
positionsparteien im Parlament. Ein Ergebnis
ist das Erstarken der AfD.

Die Bewältigung der Flüchtlingskrise ist nach
wie vor für die Bürger mit die wichtigste poli-
tische Herausforderung. Umso beunruhigen-
der ist das geringe Vertrauen, dass irgendeine
Partei ein gutes Konzept für dieses Problem
hat. Lediglich 13 Prozent setzen hier Vertrau-
en in die CDU, 8 Prozent in die CSU, 9 Pro-
zent in die AfD, 6 Prozent in die SPD. Die
große Mehrheit traut auf diesem Feld keiner
Partei gute Konzepte zu oder kann bisher zu-
mindest keine erkennen. 

Genauso gering ist das Vertrauen, dass die
Parteien überzeugende Konzepte für die Inte-
gration von Zuwanderern und Flüchtlingen
haben. Ein Teil der politischen Stellungnah-
men und Diskussionen nährt in der Bevölke-
rung die Besorgnis, dass die Vorstellungen der
Politik und der Bürger von einer gelungenen
Integration weit auseinander gehen. Wenn
Vielfalt absolut als Wert an sich gepriesen
wird oder verheißungsvoll angekündigt wird,
das Land werde sich durch den Zuzug tiefgrei-
fend verändern, wird den meisten eher be-
klommen. Der These, dass der Islam zu
Deutschland gehöre, wird von der überwälti-
genden Mehrheit widersprochen, lediglich 13
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Prozent stimmen hier zu. Dagegen ist Religi-
onsfreiheit für die Bürger ein Wesensbestand-
teil unserer Kultur – und damit auch die Ak-
zeptanz, dass jemand in Deutschland Anhän-
ger des Islam sein kann wie des Christentums
oder gar keiner Religion angehören kann. 

Für die überwältigende Mehrheit steht außer
Frage, dass die Integration nur gelingen kann,
wenn sie sich an der deutschen Kultur als
Leitkultur orientiert. Drei Viertel der Bevölke-
rung plädieren dafür, dass bei aller Toleranz
gegenüber anderen religiösen Überzeugungen,
kulturellen Prägungen und Lebensweisen im
Konfliktfall die deutsche Werteordnung Vor-
rang haben muss. Diese nationale Kultur ist
nach Überzeugung der überwältigenden Mehr-
heit vor allem eine Freiheitskultur, die gleich-
zeitig auf den Prinzipien der Gleichstellung
aufbaut: Freiheit und speziell Meinungsfrei-
heit, Gleichstellung vor dem Gesetz und
Gleichberechtigung von Mann und Frau sind
für die Bürger die konstituierenden Merkmale
unserer Kultur neben der allgemeinen Pflicht
zur (Schul-)Bildung, der Religionsfreiheit, der
Sprache und Leistungsbereitschaft. Die Religi-
onsfreiheit ist für die Bevölkerung weitaus
eher Kernbestandteil unserer Kultur als das
Christentum.

Wenn Konflikte mit dieser Leitkultur auftre-
ten, plädiert die überwältigende Mehrheit für
die Durchsetzung der hier gültigen Prinzipien,
gerade auch was die Gleichstellung von Frau-
en angeht. Die Bürger halten auch eine Ver-
pflichtung zum Erlernen der deutschen Spra-
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che für unabdingbar wie einen verpflichten-
den Kindergartenbesuch für ausländische
Kinder. Integration heißt für die Bevölkerung:
Hereinnehmen in eine Gesellschafts- und
Werteordnung mit der Verpflichtung zur Ak-
zeptanz ihrer Grundprinzipien. Sie ist jedoch
zurzeit unsicher, ob die etablierten Parteien
diese Vorstellung teilen. 

Die Ereignisse der letzten ein, zwei Jahre ha-
ben auch das Vertrauen angegriffen, dass die
Parteien überzeugende Konzepte für die Ge-
staltung der Zukunft des Landes haben. Vor
zwei Jahren trauten hier noch 31 Prozent den
Unionsparteien am meisten zu, jetzt 19 Pro-
zent. Das Zutrauen, dass die SPD überzeugen-
de Konzepte für die Gestaltung der Zukunft
hat, ist im selben Zeitraum von 17 auf 9 Pro-
zent zurückgegangen. Die Hälfte traut hier
keiner Partei viel zu oder ist unsicher.

Zurzeit gibt es eine ungemütliche Gemengela-
ge aus komplexen Problemen, für die es keine
schnellen Lösungen gibt, sinkendem Vertrau-
en in die Lösungskompetenz der Parteien und
einer zunehmenden Polarisierung in der poli-
tischen Debatte. Die Mehrheit der Bevölke-
rung hat heute den Eindruck, dass die politi-
schen Überzeugungen die Menschen stark
trennen. Das ist neu; über viele Jahre hinweg
hatte nur eine Minderheit das Empfinden, in
einer politisch polarisierten Gesellschaft zu
leben. Der Blick auf Amerika, wo die Ver-
trauensverluste der etablierten Parteien und
das Ausmaß der Polarisierung der Gesell-
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schaft beängstigend sind, mahnt, Ansätze ähn-
licher Entwicklungen in Europa und auch
Deutschland besonders ernst zu nehmen.
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U N T E R S U C H U N G S D A T E N 

Befragter Personenkreis: Deutsche Wohnbevölkerung ab 16 Jahre in 
der Bundesrepublik Deutschland

Anzahl der Befragten: 1396

Befragungszeitraum: 27. Mai bis 09. Juni 2016

Methode: Repräsentative Quotenauswahl

Art der Interviews: Mündlich-persönliche Interviews 
(face-to-face)



 A n h a n g t a b e l l e n 



 

Tabelle A 1
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Die Mehrheit erwartet wieder steigende
Flüchtlingszahlen

FRAGE: "Derzeit kommen ja weniger Flüchtlinge nach Deutschland als letztes 
Jahr. Gehen Sie davon aus, dass das auf absehbare Zeit so bleibt, oder 
erwarten Sie, dass die Flüchtlingszahlen bald wieder steigen?"

Bevölkerung Politisch -
insgesamt -----------------------------------

interessiert nicht
interessiert

% % %

Bleibt so .......................................14 13 ....................15

Zahlen steigen .............................56 63 ....................49

Schwer zu sagen,
keine Angabe ...............................30 24 ....................36

                  
100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11057, Juni 2016



 

Tabelle A 2
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Der größte Teil des Flüchtlingsstroms steht für
viele noch bevor

FRAGE: "Gehen Sie davon aus, dass wir den größten Teil des Flüchtlingsstroms 
nach Deutschland hinter uns haben, oder glauben Sie, der größte Teil 
steht noch bevor?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Haben wir hinter uns .......................................................28

Steht noch bevor .............................................................40

Unentschieden, keine Angabe ........................................32
      
100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11057, Juni 2016



 

Tabelle A 3
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Grenzschließungen werden als Hauptgrund
für die derzeit sinkenden Flüchtlingszahlen in
Deutschland gesehen

FRAGE: "Woran liegt es Ihrer Meinung nach vor allem, dass derzeit weniger 
Flüchtlinge nach Deutschland kommen: an der Politik der EU bzw. 
Deutschlands, oder daran, dass Länder wie Österreich, Mazedonien 
oder Slowenien ihre Grenzen geschlossen haben, oder dass sich die 
Lage in den Herkunftsländern entspannt hat, oder am ungünstigen 
Wetter?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Politik der EU/Deutschlands ...........................................21

Grenzen geschlossen......................................................83

Lage entspannt..................................................................4

Ungünstiges Wetter.........................................................14

Unentschieden, keine Angabe ..........................................6
      
128

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11057, Juni 2016



 

Tabelle A 4
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Mehr Vertrauen in das Bemühen der 
Regierung, die Flüchtlingszahlen zu 
verringern

FRAGE: "Wie ist ihr Eindruck: Wie stark bemüht sich die Bundesregierung darum,
die Anzahl der Flüchtlinge, die nach Deutschland kommen, zu verrin-
gern? Würden Sie sagen ..." 

Bevölkerung
insgesamt

------------------------
Januar Juni
2016 2016

% %

"sehr stark" ................................................................................2............8

"stark" ......................................................................................13..........30

"weniger stark".........................................................................47..........36

"kaum, gar nicht" .....................................................................32..........17

Unentschieden, keine Angabe...................................................6............9
            
100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11050, 11057



 

Tabelle A 5
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Einverständnis mit der Politik von Angela 
Merkel ist gewachsen

FRAGE: "Sind Sie im Großen und Ganzen mit der Politik von Angela Merkel 
einverstanden oder nicht einverstanden?"

Bevölkerung
insgesamt

------------------------
Januar Juni
2016 2016

% %

Einverstanden..........................................................................26..........34

Nicht einverstanden.................................................................47..........35

Unentschieden.........................................................................20..........25

Kein Urteil ..................................................................................7............6
            
100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11050, 11057



 

Tabelle A 6
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Flüchtlingspolitik wird zunehmend als 
dringliche Zukunftsaufgabe gesehen

FRAGE: "Wenn Sie einmal an die nächsten Jahre denken: Was sind da die 
wichtigsten Aufgaben, um Deutschland eine gute Zukunft zu sichern? 
Bitte sagen Sie es mir nach dieser Liste hier." (Listenvorlage)

Bevölkerung
insgesamt

------------------------------
Juli August Mai

2014 2015 2016
% % %

Das Flüchtlingsproblem bewältigen..................................- ...........73 ........78

Die Integration, die Eingliederung von 
Ausländern verbessern ..................................................29 ..........50 ........56

"-" = nicht erhoben

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11027, 11042 und 11056

Auszug aus den Vorgaben



 

Tabelle A 7
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Kaum Vertrauen in die Integrationskonzepte
der Parteien

FRAGE: "Welche Partei hat das beste Konzept, die besten Ideen für die 
Integration von Zuwanderern bzw. Flüchtlingen?"

Bevölkerung
insgesamt

%

SPD.................................................................................10

CDU.................................................................................10

AfD ....................................................................................8

Bündnis 90/Die Grünen.....................................................6

CSU...................................................................................5

Die Linke ...........................................................................4

FDP ...................................................................................1

Andere Partei.....................................................................x

Keine Partei.....................................................................29

Unentschieden, weiß nicht ..............................................33
      
100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11057, Juni 2016



 

Tabelle A 8
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Gehört der Islam zu Deutschland?

FRAGE: "Wenn jemand sagt: 'Der Islam gehört (inzwischen) zu Deutschland.' 
Würden Sie da zustimmen, oder würden Sie da nicht zustimmen?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Würde zustimmen...........................................................13

Würde nicht zustimmen...................................................72

Unentschieden, keine Angabe ........................................15
      
100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11057, Juni 2016



 

Tabelle A 9
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Religionsfreiheit gehört für die große Mehrheit
zu Deutschland

FRAGE: "Wenn jemand sagt: 'Religionsfreiheit gehört zu Deutschland'. Würden 
Sie da zustimmen, oder würden Sie da nicht zustimmen?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Würde zustimmen...........................................................80

Würde nicht zustimmen.....................................................7

Unentschieden, keine Angabe ........................................13
      
100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11057, Juni 2016



 

Tabelle A 10
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Im Konfliktfall Ausrichtung an der deutschen
Kultur

FRAGE: "Es wird ja viel darüber diskutiert, ob für Ausländer, die in Deutschland
leben, die deutsche Kultur Leitkultur sein soll. Das heißt, ob sie sich im Konfliktfall
an der deutschen Kultur ausrichten sollen. Darüber unterhalten sich hier zwei.
Wer von beiden sagt eher das, was auch Sie denken?" (Bildblattvorlage)

Bevölkerung
insgesamt

%

"Ausländer, die in Deutschland leben,
sollten sich an der deutschen Kultur
orientieren. Natürlich können sie ihre
eigenen Bräuche, Sprache oder
Religion pflegen, aber im Konfliktfall
sollte die deutsche Kultur Vorrang
haben"...........................................................................75

"Ich bin gegen eine deutsche Leit-
 kultur. In einem Staat, in dem
 neben Deutschen mittlerweile viele
 Ausländer leben, kann es keine
 Leitkultur geben, sondern nur ver-
 schiedene Kulturen, die gleichberechtigt
 nebeneinander bestehen"............................................17

Unentschieden, weiß nicht..............................................8
      
100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11057, Juni 2016



 

Tabelle A 11
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Was unsere Kultur ausmacht

FRAGE: "Was macht unsere Kultur aus? Was gehört vor allem zu unserer
Kultur?" (Listenvorlage)

Bevölk. insg.
%

Allgemeine Schulpflicht, dass jedes Kind eine
Schulbildung erhält .............................................................................88

Die Freiheit..........................................................................................78

Meinungsfreiheit, dass jeder seine Meinung frei äußern kann ...........77

Gleichberechtigung von Mann und Frau.............................................71

Gleichheit vor dem Gesetz..................................................................71

Deutsche Sprache ..............................................................................68

Fleiss, Leistung und Beruf ernst nehmen ...........................................59

Dass die Bürger durch Wahlen und durch die Mitarbeit in 
Parteien und Organisationen politisch mitbestimmen.........................54

Das die Familie einen hohen Stellenwert hat......................................51

Dass niemand wegen seiner Religion benachteiligt wird....................51

Schutz des privaten Eigentums ..........................................................50

Die klassischen deutschen Dichter wie Goethe, Schiller, Kant...........46

Lehren aus der Geschichte ziehen .....................................................46

Heimatverbundenheit..........................................................................45

Toleranz, Verständnis für andere........................................................38

Multikulturalität, das viele verschiedene Kulturen
nebeneinander bestehen ....................................................................35

Christentum, christliche Haltung zu anderen Menschen.....................34

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11057, Juni 2016



 

Tabelle A 12
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Notwendige Integrationsmaßnahmen

FRAGE: "Es gibt ja verschiedene Maßnahmen, die zur Integration von Ausländern
in unsere Gesellschaft beitragen können. Ich lese Ihnen nun einige vor 
und Sie sagen mir jeweils, ob Sie diese Maßnahmen für zwingend 
notwendig, für wünschenswert, oder für weniger wichtig halten, um 
Ausländer in unsere Gesellschaft zu integrieren."

Für die Integration ist es zwingend notwendig -

Bevölkerung
insgesamt

%
dass Ausländer dazu verpflichtet werden, an
Sprachkursen teilzunehmen ..................................................................88

dass ausländische Kinder dazu verpflichtet werden,
eine Kita bzw. einen Kindergarten zu besuchen....................................60

dass es Ausländern zügig ermöglicht wird, zu arbeiten.........................46

dass an Schulen mehr Einführungsklassen bzw. Willkommens-
klassen für ausländische Kinder eingerichtet werden............................39

dass darauf geachtet wird, dass Ausländer und Deutsche
in denselben Wohngebieten wohnen, dass es keine
reinen Ausländerviertel gibt ...................................................................33

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11054, April 2016



CDU/ FDP SPD Bü.90/ DIE AfD Sonstige
CSU GRÜNE LINKE

% % % % % % %

33,8 14,6 23,0 10,7 11,9 - 6,0

2009: Jahresdurchschnitt 36,0 13,5 24,0 11,5 10,5 - 4,5

2010: Jahresdurchschnitt 33,0 8,0 28,0 16,0 9,5 - 5,5

2011: Jahresdurchschnitt 33,5 5,0 28,5 19,0 7,5 - 6,5

2012: Jahresdurchschnitt 35,5 4,5 29,0 14,5 6,5 - 10,0

41,5 4,8 25,7 8,4 8,6 4,7 6,3

2013: Jahresdurchschnitt* 39,5 5,5 26,0 12,5 7,5 - 9,0

2014: Jahresdurchschnitt 40,5 4,0 26,0 10,0 8,5 6,0 5,0

2015: 1. Halbjahr 41,0 5,0 25,5 10,0 8,5 5,5 4,5
1. - 31. Juli 40,5 5,5 25,5 10,0 9,5 4,0 5,0
1. - 14. August 41,5 5,5 26,0 9,5 9,0 3,5 5,0
15. - 31. August 41,0 6,0 25,5 10,0 9,0 4,0 4,5
1. - 12. September 42,0 6,0 25,5 9,5 8,5 3,5 5,0
3. - 16. Oktober 38,0 5,5 26,0 9,5 9,0 7,0 5,0
19.Okt. - 2. November 37,5 5,0 26,0 9,5 8,5 8,0 5,5
1. - 12. November 37,5 5,5 26,0 9,5 9,5 7,0 5,0
28. Nov. - 10.Dezember 38,0 5,0 26,0 9,5 8,5 8,0 5,0
Jahresdurchschnitt 40,0 5,0 26,0 10,0 9,0 5,5 4,5

2016: 7. - 21. Januar 35,0 6,5 25,0 9,0 9,5 10,0 5,0
1. - 11. Februar 33,5 7,0 24,0 10,0 10,0 10,5 5,0
26.Feb. - 10. März 35,0 7,0 24,5 10,0 9,0 10,5 4,0
1. - 14. April 33,5 8,0 23,0 11,0 9,0 10,5 5,0
11. - 26. April 35,0 7,5 23,5 10,0 9,0 10,0 5,0
28.April - 12. Mai 33,5 8,0 21,0 11,5 9,0 12,5 4,5
27. Mai - 9. Juni 33,5 8,0 21,0 12,0 9,0 11,5 5,0

 *) Wert für AfD in Sonstige eingerechnet

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie

Tabelle B 1
Gesamtdeutschland 

Wahlberechtigte Bevölkerung 
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland –
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

Bundestagswahl
27.09.2009

Bundestagswahl 
22.09.2013

Zweitstimmen
Gesamtdeutschland
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Veröffentlichung in der 

Frankfurter Allgemeinen Zeitung Nr. 137

vom 15. Juni 2016, S.8, unter dem Titel:

"Vertrauensverluste und Polarisierung. Das 

 Vertrauen der Bevölkerung, dass die traditionellen 

 Parteien Konzepte für die Zukunft haben, nimmt ab.

 Die Flüchtlingskrise legte dies offen."






